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etgenilic^ett IBerfidjerung im tedjnifcîjen Sinne. 3unäyft
haben mir baS fywanfenbe, unbereyenbare 3tifi!o ber Sir«

beitëlofigteit. Sufolge ber Unbereyenbarfeit beë SlrbeitS»

marfteê ifi baêfelbe niyt rechnungsmäßig faßbor. Oortf. f.)

gSoftulûte für ein 33uuk§8cfclj iiöcr fBerufä«
genoffcnfcfjûftEn.

II. ürrftanbum ber aufserorbentlicben Selegiertenberfammlurtg in
SBafel, 26./27. Cftober 1895.

Sfteferent fjerr 3- ©cpetbegger in ®ern.

l. ^ßüftulatc.
Anträge ftes ÊenIraft)or|Banbcs ttay (Sitfwurf £d)eibegger.
ßrgebniS ber jmetmaiigen Beratung burd) ben ßentrutoorftanb

(15. Suit unb 5, September 1895.)

SorauSfegung.
1. Sie in 2Irt. 31 ber SöunbeSDerfaffung gemägrleiftete

©emerbefreigeit wirb — neben ben bereits beftegenben

Sluënagmen — auch p gnttfien bon S3erufSgenoffen«

fcbafteu unb pr Suryführung ber bierfür p «r*
iaffenben Spejialgefege eingefcfjränft.

©rünbung. Organifation.
2. 3n ber berufstneifen Organifation ber Sßrobu§enten

unb Sßarenbermittler in ©enoffenfyaften, fomie in
ber einheitlichen Pflege unb gwrberung ihre? SXrbeitS-

felbeS ift bie materielle SBoglfagrt biefer Stänbe
begrünbet. Sie ©emährleiftung beS SbeftanbeS bon

©enoffenfyaften im Sinn unb (Seift ber nadjftehenbeu
Shefen muß bury ein SunbeSgefeg gefdhaffen tnerben.

3. Sie bereinigten SBerufSgencffen jeben Snbuftrie«, §an«
bels=, SanbmirtfchaftSî ober ©etnerbejtneigeS finb pr
©rünbung bon SerufSgenoffenfyaften berechtigt.

4. Sie ©rünbung bon SerufSgenoffenfdiaften unterliegt
feinem 3®ang, entfcheibet aber bie Sftehrpgl her in
ber Sdjtneiä mohnenben ftimmfähigen Singehörigen
einer 23erufSart für ©rünbung einer 23eruf8genoffen=

fihaft, fo ift bie ÜÜMtgliebfyaft für ade S3erufSgenoffen
obligatorily.

5. SaS Segehren pr ©rünbung einer 33erufSgenoffen«
fchaft fann bon einem berufStoeife organifierten Een«
tralberbanbe für bie bon ihm bertretene S3eruf§art
beim SSunbeSrat eingereicht merben. Ser SunbeSrat
hat p fonftatieren, ob bie SJiegrgeit im Sinne bon
3'ffer 4 borhanben fei.

6. 33erufSgenoffe ift jebe ißerfon, meiye als Slrbeitgcber,
Slrbeitnchmer ober §anbeltreibenber in bem betreffenben
gâche oormiegenb thätig ift. ©rmerbSgefeflfyaften
irgenb weither Slrt gelten als einjelne ©enoffenfyaften
ober ©efchäftSbetriebe.

7. Stimmfähig ift jeher ©enoffenfchafter, welcher baS

20. SllterSjagr prücfgelegt hat unb in bürgerlichen
Stechten unb ©gren lieht.

8. S3egufS Vornahme bon Slbftimmungen über bie

©rünbung bon SerufSgenofjenfyaften finb in allen
Stimmregifier, ähnlich benjenigen wie fie für bie

gewerblichen SyiebSgeriyte beftehen, anplegen.
9. Sluf bem gleichen Söege Wie biefe S3erufSgenoffenfchaften

gegrünbet, fönnen fie auch Wieber aufgehoben werben.
10. kommen in einer SerufSart gabrifbetrieb unb ©roß«

hanbel §anbwerf unb ©ewerbe neben einanber bor,
fo fönnen fid) bie 33erufSgenoffen in bret bon einanber
unabhängige ©ruppen, nämlid): bie ©ruppen ber ^a«
brifen, diejenige beS ©roßhanbelS unb eine folche
für fèanbwerf unb ©ewerbe teilen.
a) „ffabrif" ift berjenige Setrieb, welcher feine ißro«

bufte nur an SBieberberfäufer abßgt ober maffen«
Weife herfteüt.

b) „©roßhanbel" ift berjenige Setrieb, welcher mit

Slnsfdjluß jeglicher gewerblicher $robufiion bie

SEBare nur an SBieberoertäufer abfegt,
c) „£anbmerf" unb „©ewerbe" finb Setriebe, welche

bireft für bie Sunbfdjaft ober einen Unternehmer
arbeiten ober weldje bnrd) SHeinganbel ihre Söare«

bireft an bie Sonfumenten abfegen.
11. 3m 3roeifelfaHe, ob ein ©efdjäftSbetrieb als jjabrif,

als ©roßhanbel, ipanbmerf ober ©ewerbe ober 3«

mehreren biefer ©ruppen pgleicg gehörig p betrachten

fei, entfcheibet bie in Sgefe 20 oorgefehene oberfte

Snfianj.
12. 3ft baS SBefen unb ber ©efchäftSbetrieb üon swei

ober mehr SerufSarten nahe oerwanbt, fo fönneu ft#
biefe in eine gemeinfame SerufSgenoffenfchaft Oer«

einigen. fdebenjmeige einer SerufSart werben bem

§aupt5Weige pgeteilt.
13. Umfaßt ein ©efchäftSbetrieb mehr als eine 33eruf§art

ober ©rnppe berfelben (Sf). 10), fo fann berfelbe

auch für jebe folche als ©enoffenfchafter beigegogen

merben.
14. 3« ber gleichen Stabt ober politifdjen ©emeinbe barf

nicht mehr als je eine Seftion einer ©enoffenfdjaf'
beftehen. Sollte beren ÜJHtglieberphl P groß merben,

fo finb Subfeftionen pläffip, infofern fie unter ber

einheitlichen Oberleitung ber fèauptfeftion fteßen.
15. ©injelne ©enoffen einer Stabt ober politifdjen ©e*

metnbe bürfen nicht in Umgehung ber DrtSfeftion
ÛJÎitglieb einer anbern Seftion fein.

16. Seftionen bon weniger als gegn SJlitgliebern finb nur
bann pläfjtg, wenn eine ©enoffenfyaft in ber ganzen

Schweis biefe Saht bon ©enoffen nicht erreichen foHte.

17. 3ebe SerufSgenoffenfchaft hot ein fortlaufenb su er«

gänsenbeS unb jebem SerufSgenoffen zugänglich«®

fülitglieberberjeichniS p führen.
18. Slrbeitgeber unb Slrbeitnehmer fönnen fich innerhalb

ihrer ©enoffenfyaft getrennt ober auch bereint grup«

pieren. 3tn legtern Sade müffeu beibe Seile in ben

©enoffenfchaftsbehörben in gleicher 3agl beitreten

fein unb bie oberfte Snftauj (Sgefe 20 c) führt je*

Weilen ben Sorfig ober forgt für Stedbertretuug-
Siefe 3ufammenfegnng ber ©enoffenfchaftsbehörbeu
unb Sluefyüffe ift, abgefehen babon, ob Slrbeitgeber

ober Slrbeitnehmer getrennt ober bereint gruppier*

feien, in aden gfädetr beizubehalten, wo Sefd)liiffe 3^

treffen finb, beren Sragmeite für beibe Seile bireft«

Sebeutung hoben.
19. 3ur Erreichung oon Slnträgen unb ©efudien an &te

©enoffenfchaftsbehörben finb Slrbeitgeber unb Slrbeit«

nehmer gleichberechtigt.
20. Sebe ©enoffenfyaft fteht unter ber Seitung oon S3©

hörben breierlei Snftanjen.
a) Sie erfte Snftanj bilben jemeilen bie Sorftänb«

ber lofalen Seftionen einer SBerufSgenoffenfyoft-

b) Sie zweite Snftanj wirb gebilbet burch bie Sele«

giertenoerfammlung unb ben ßentralborftanb jeb«r

einzelnen SerufSgenoffenfchaft, fomie ihren od«

fädigen ftänbigen SBeamten.

c) Sie britte unb oberfte Snftanj ift eine foiü

23unbeërat p wählenbe ©enoffenfchaftëfammrb
welche als Organ eines feiner Separtemente üb©

aden ©enoffenfchaftsoerbänben fteht.
Stechte unb Pflichten.

21. Sie Sehörbe oberfter Snftans hat nicht nur bie

noffenfchaftS«, fonbern aud) bie adgemeiuen Sntereff«^

5U wahren. Sie überwayt bas ©enoffenfyaftêtoef«©'
bamit fiy baSfelbe im Sinn unb ©eift ber gegeben«©

©runbfäge unb ©efege bodjiehe, forgt aber aud) bir©

ober bury Slnträge an bie fompetenten S3ehö^
bafür, baß bie pr SBahrung ber beruftiyen 3"'
tereffen gegebene ©renze niyt überfyritten, be3W.

b®
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eigentlichen Versicherung im technischen Sinne. Zunächst
haben wir das schwankende, unberechenbare Risiko der Ar-
beitslostgteit. Infolge der Unberechenbarkeit des Arbeits-
Marktes ist dasselbe nicht rechnungsmäßig faßbar. (Forts, f.)

Postulate für ein Bundesgesetz über Berufs-
geuossenschaften.

II. Trrktandum der außerordentlichen Delegiertenversammlung in
Basel, 26,/27. Oktober 1835.

Referent Herr I. Scheidegger in Bern.

I Postulate.
Anträge des Eentrakvorflandcs nach Entwurf I. Scheidegger.
Ergebnis der zweimaligen Beratung durch den Centrulvorstand

(15. Juli und 5, September 1395.)

Voraussetzung.
1. Die in Art. 31 der Bundesverfassung gewährleistete

Gewerbefreiheit wird — neben den bereits bestehenden

Ausnahmen — auch zu gunsten von Berufsgenossen-
schaften und zur Durchführung der hierfür zu er-
lassenden Spezialgesetze eingeschränkt.

Gründung. Organisation.
2. In der berufsweisen Organisation der Produzenten

und Warenvermittler in Genossenschaften, sowie in
der einheitlichen Pflege und Förderung ihres Arbeits-
feldes ist die materielle Wohlfahrt dieser Stände
begründet. Die Gewährleistung des Bestandes von
Genossenschaften im Sinn und Geist der nachstehenden

Thesen muß durch ein Bundesgesetz geschaffen werden.
3. Die vereinigten Berufsgenossen jeden Industrie-, Han-

dels-, Landwirtschafts- oder Gewerbezweiges sind zur
Gründung von Bernfsgenossenschaften berechtigt.

4. Die Gründung von Berufsgenossensckaften unterliegt
keinem Zwang, entscheidet aber die Mehrzahl der in
der Schweiz wohnenden stimmfähigen Angehörigen
einer Berufsart für Gründung einer Berufsgenossen-
schaft, so ist die Mitgliedschaft für alle Berufsgenossen
obligatorisch.

5. Das Begehren zur Gründung einer Berufsgenossen-
schaft kann von einem berufsweise organisierten Cen-
tralverbande für die von ihm vertretene Berufsart
beim Bundesrat eingereicht werden. Der Bundesrat
hat zu konstatieren, ob die Mehrheit im Sinne von
Ziffer 4 vorhanden sei.

6. Berufsgenoffe ist jede Person, welche als Arbeitgeber,
Arbeitnehmer oder Handeltreibender in dem betreffenden
Fache vorwiegend thätig ist. Erwerbsgesellschaften
irgend welcher Art gelten als einzelne Genossenschaften
oder Geschäftsbetriebe.

7. Stimmfähig ist jeder Genossenschafter, welcher das
2V. Altersjahr zurückgelegt hat und in bürgerlichen
Rechten und Ehren fleht.

8. Behufs Vornahme von Abstimmungen über die

Gründung von Berufsgenossenschaften sind in allen
Stimmrcgister, ähnlich denjenigen wie sie für die

gewerblichen Schiedsgerichte bestehen, anzulegen.
9. Auf dem gleichen Wege wie diese Berufsgenossenschaften

gegründet, können sie auch wieder aufgehoben werden.
10. Kommen in einer Berufsart Fabrikbetrieb und Groß-

Handel Handwerk und Gewerbe neben einander vor,
so können sich die Berufsgenossen in drei von einander
unabhängige Gruppen, nämlich: die Gruppen der Fa-
briken, diejenige des Großhandels und eine solche
für Handwerk und Gewerbe teilen.
a) „Fabrik" ist derjenige Betrieb, welcher seine Pro-

dukte nur an Wiederverkäufe! absitzt oder Massen-
weise herstellt.

b) „Großhandel" ist derjenige Betrieb, welcher mit

Ausschluß jeglicher gewerblicher Produktion die

Ware nur an Wiederverkäufer absetzt,

o) „Handwerk" und „Gewerbe" sind Betriebe, welche

direkt für die Kundschaft oder einen Unternehmer
arbeiten oder welche durch Kleinhandel ihre Waren
direkt an die Konsumenten absetzen.

11. Im Zweifelfalle, ob ein Geschäftsbetrieb als Fabrik,
als Großhandel, Handwerk oder Gewerbe oder zu

mehreren dieser Gruppen zugleich gehörig zu betrachten

sei, entscheidet die in These 20 vorgesehene oberste

Instanz.
12. Ist das Wesen und der Geschäftsbetrieb von zwei

oder mehr Berufsarten nahe verwandt, so können sich

diese in eine gemeinsame Berufsgenossenschaft ver-

einigen. Nebenzweige einer Berufsart werden dew

Hauptzweige zugeteilt.
13. Umfaßt ein Geschäftsbetrieb mehr als eine Berufsart

oder Gruppe derselben (Th. 10), so kann derselbe

auch für jede solche als Genossenschafter beigezogen

werben.
14. In der gleichen Stadt oder politischen Gemeinde darf

nicht mehr als je eine Sektion einer Genossenschaft

bestehen. Sollte deren Mitgliederzahl zu groß werden,

so sind Subseklionen zulässig, insofern sie unter der

einheitlichen Oberleitung der Hauptsektion stehen.

15. Einzelne Genossen einer Stadt oder politischen Ge>

meinde dürfen nicht in Umgehung der OctsseklioN

Mitglied einer andern Sektion sein.

16. Sektionen von weniger als zehn Mitgliedern sind nur
dann zulässig, wenn eine Genossenschaft in der ganzen

Schweiz diese Zahl von Genossen nicht erreichen sollte,

17. Jede Berufsgenoffenschaft hat ein fortlaufend zu er-

gänzendes und jedem Berufsgenossen zugängliches

Mitgliederverzeichnis zu führen.
18. Arbeitgeber und Arbeitnehmer können sich innerhalb

ihrer Genossenschaft getrennt oder auch vereint grup-
Pieren. Im letztern Falle müssen beide Teile in den

Genossenschaftsbehörden in gleicher Zahl vertreten

sein und die oberste Instanz (These 20 o) führt je-

weilen den Vorsitz oder sorgt für Stellvertretung,
Diese Zusammensetzung der Genossenschaftsbehörden
und Ausschüsse ist, abgesehen davon, ob Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer getrennt oder vereint gruppier-
seien, in allen Fällen beizubehalten, wo Beschlüsse ZU

treffen sind, deren Tragweite für beide Teile direkte

Bedeutung haben.
19. Zur Erreichung von Anträgen und Gesuchen an dtt

Genossenschaftsbehörden sind Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer gleichberechtigt.
20. Jede Genossenschaft steht unter der Leitung von Be-

hörden dreierlei Instanzen.
a) Die erste Instanz bilden jeweilen die Vorstände

der lokalen Sektionen einer Berufsgenossenschast-

b) Die zweite Instanz wird gebildet durch die Dete-

giertenversammlung und den Centralvorstand jeder

einzelnen Berufsgenossenschaft, sowie ihren all-

fälligen ständigen Beamten.

v) Die dritte und oberste Instanz ist eine vow

Bundesrat zu wählende Genossenschaftskamwer'

welche als Organ eines seiner Departement! über

allen Genossenschaftsverbänden steht.

Rechte und Pflichten.
21. Die Behörde oberster Instanz hat nicht nur die tZe-

nossenschafts-, sondern auch die allgemeinen Interesse

zu wahren. Sie überwacht das Genossenschaftswesen'

damit sich dasselbe im Sinn und Geist der gegebene"

Grundsätze nnd Gesetze vollziehe, sorgt aber auch direr

oder durch Anträge an die kompetenten Behörde^

dafür, daß die zur Wahrung der beruflichen
teressen gegebene Grenze nicht überschritten, bezw- d"



92r. 29 SKiiftticdc fdjtDCijcrifcfic $anött)erfer=3eiiunn (Organ fiir Me offiziellen tßubtifationen be§ ©ifjiueij. @eloerbeberein§) 465

fonfumierenbe fßuMifum bor Ueberforberung unb lieber*
griffen gefdjüßt werbe.

®a3 ©efeß orbnet bie ßiefür erforberlicße Sompetenz,
fowie biejenige beS SunbeSrateS.

22. ®aS ©efcß gibt ben SerufSgenoffenfdjaften bie erfor*
berlidjen Sompetenzen zur ©rfüßung ber i£)nen ob*

liegenben Sßftidjten, Wie:

a) ®a8 Slnfeßen unb bie SeiftungSfäßigfeit ifjreg
StanbeS zu beben burd) Regelung be8 Sehr*

lingSWefenS unb görberung beS allgemeinen be*

beruflichen SilbuugSWefenS, burd) fortwäßrenbe
lleberwacßung ber äftarftfäßigfeit ber Sßrobufte,

burd) ©rprobung neuer ©rfinbunger, fßobftoffe,
SlrbeitSoerfaßren, Hilfsmittel je.

b) ®afür p forgen, baß in ber Slrt unb Sßeife beë

©efcßäftSbetriebeS unb ber Sßrobultton, fowie in
ber Höbe ber SBarenpreife unb Slrbeitslößne 2C.,

in ibrem jeweiligen ©ebiete alle jene Slusfcßrettungen
unb ÜDtißftänbe befämpft unb befeitigt werben, bie

nad) bem ©rmeffen ber Seruf8genoffenfd)aft im
Sniereffe beS ©efamiWoßleS unb ber gebeißlidien

3ufunft beS ©tanbeë nidjt pläffig finb.
c) Seine fDlaßnaßmen p unterlaffen, bamit bie

Slngeßörigen ununterbrochene Sefcßäftigung ober

ßebenSunterßalt haben unb bamit ein tbunlicbfter
SluSgleiß) zutifeßen ben üorbanberten SlrbeitSfräften
unb ber Slacßfrage nacb folcßen erhielt werbe. 3u
biefem Seßuf haben bie SerufSgenoffenfcßaften
geeignete üJlaßnabmen p treffen i)infidf)tlidö 2lr=

beitSBermittlung, ber 3aßl ber aßjäbrlid) ein«

tretenben ßebrlinge, Slnfteßungs* unb ©ntlajjungS*
bebingungen, SIrbeitSgeit, SlrbeitSbebingungen, ©r*
leicßterungen be'reffenb SSerïaufêftetten (©ewerbe*
ballen) ober Sleuffnung allfälliger ßager u. f: W

iÇ i n a n g i e l I e S.

23. ®te SlbminifirationSfoften für bie Seßörben oberfter
Snftanz trägt ber Sunb, wäbrenb bie übrigen llnfoften

p ßaften ber betreffenben SerufSgenoffenfcßaften fallen.
24. 2ßo in ber gleichen SerufSart bie ©enoffenfeßaften

ber Slrbeitgeber unb ber Slrbeitnebmer gemeiufame
Slufgabeu p erlebigen haben, finb bie baberigen Soften
and) gemeinfam zu tragen. ®er gleiche Saß tritt
ein, wenn mehrere SerufSgenoffenfcßaften fieß pr
©rlebigung gemeinfamer Slufgaben oereinigen.

25. 3m Seftreitung ber llnfoften, welcße ben ©enoffen*
feßaften laut ®befe 23 erwaeßfen, haben bie ©enoffen*
fcßafter Beiträge an ihre ©eftionen p entridtjten.
3für rüdftänbige Seiträge ber Slrbeitnebmer finb beren
©eïtionen berechtigt, ben Slrbeitgeber be§ jeweiligen
©cßulbnerS in Slnfprncb p nehmen, bamit er baS

Snfaffo bureß Soßnabzüge p banben ber betroffenen
©eftion beforge.

Süßen unb ©trafen.
26. SBiberbanblungen gegen bie ©enoffenfcßaftSgefeße, Sie*

glemente unb Serorbnungen Werben bon ber ©enoffen*
feßaftsbebörbe bureß 2ßaßnungen ober Süßen beftraft
ober fönnen gleich ben 2BibeifebIid)fejten gegen bie

übrigen ©efepe tariert unb bem pftänbigen fftidjter
pr Seftrafung pgewiefen werben. Sei mehrmaligen
ßlücffäüen fann bie SerufSgenoffenfcbaft ben ©ntpg
beg filed,teS, ßebrlinge halten p bürfen, ebentueß

auch fÇrei^eitgftrafe beantragen.
27. @rmäd)ft burd) bie fßicßteinbaltung ber ©enoffen*

fcßaftSpfltcbten bon Seite eines Slrbeitgeber? feinem
Slrbeitnebmer finangießer ©cßaben, fo haftet bie ©eftion,
Welcher ber fragliche Slrbeitgeber angehört, bem ge*
fdjäbigten Slrbeitnebmer als Sürge für ben jeweiligen
Setrag. 3ft im umgefebrten jjaße ber ©efcßäbigte
ein SIbeitgeber, fo ift bie ©eftion beg SlrbeitneßmerS
entfdjäbigungSpflicßtig. ®ie in foleber Sßeife betroffene

©eftion bat baS 97iiefgriffgreebt auf ißr betreffenbe?
ßßitglieb.

3. fHcfolutiou.
®ie delegiertennerfantmlung beg fdl)weiger. ©emerbeoereinS

ben 19./20. Dftober in Safel,
in ©rwägung,

bah bie rafd)en jj-ortfeßritte ber Sßiffenfcßaft, ber ®ed)nif,
beg SerfeßrS u. f. w. einerfett?, unb bie ©ewerbefreibeit
anbererfeitg nad) unb nad) in ben ©ebieten ber 3nbuftrie,
beg Hanbelë unb beg ©ewerbeë 3uftänbe oeranlafet haben,
welche je länger, je bringlidjer einer umfaffenben, zeitgemäßen
Siegelung rufen,

in Seftätigung ber ®elegiertenberfammlung8befd)Iüffe oon
3ug (1888), 3ürid) (1889), Slltorf (1890), Sern (1891)
unb inêbefonbere oon ©^affbaufen (1892)

b e f cb Ii e ß t :
©8 ift burd) eine ©ingabe an ben SunbeSrat ein

„Sunbe8gefeß über SerufSgenoffeufcbaften" im Sinn unb
(Seift ber beute angenommenen dbefen, als Slbfdjnitt ber
febweiger. ©ewerbegefeßgebung, anguftreben.

®er ©entralDorftanb wirb eingelaben, fidb beförberlicbft
mit weitem 3ntereffenfreifen ins ©tnoernebmen zu feßen,
um bie grage zu prüfen, inwiefern ohne wefentlidbe Slb=

weiebung Bon ben leitenben ©runbfäßen bie beute ange*
nommenen ®befen erweitert ober abgeänbert werben fönnen,
bamit fie auch ben Sebürfniffen ber betreffenben Sreife
entfpredjen unb bamit gemeinfam mit benfelben bie Sropo*
ganba für bie ©adje nötigenfaßs mittelft eines 3nitiatiB*
begebrenS unternommen werben fönne.

^erGattbStoefen.
Sie fPerfûmutluttg bes ©entraluerbanbeê ber jüriber.

SOleifter« unb (ScwerbePereitte oom ®onnerStag Slbenb zur
Sefprefbung beS © I a f er ft r e if 8 entnahm ben üDtitteilungen
beS SorftanbeS, baß ©tabtrat gfritfcßi als ©teßBertreter beS

©tabtpräfibenten gemäß ber Serorbnung über bie Serbütung
Bon ©treifS im ©laferftreif ba8 ftäbtifebe SermittIung3Ber=
fahren eingeleitet habe. ®ie ©lafermeifter teilen mit, baß
fie ®onnerStag abermals bie gänzliche Slblebnung ber Slr=

beiterforberungen befdjloffen haben. ®em SermittlungSBer*
fueb erflärten fie wenig ©pmpatbie entgegen bringen zu
fönnen. Stach längerer ®iSfuffion befebloß bie Serfammlung,
ber ©lafermeifternerein 3üricb habe Hrn. ©tabtrat gfritfcbi
ZU antworten, baß bie zürdjerifeben ©lafermeifter uießt felb*
ftänbig einen SluSgleid) abfd)ließen fönnen, fonbern Bon ber
©cblußnabme beS ©entralBorftanbeë beS fdf)Weiger. ©lafer*
meifterBerbanbeS abhängig feien. 3m Weitem fpraeß bie Ser*
fammlung ben ©lafermeiftern ißre ©ßmpatbie aus unb er=

munterte fie, ben g-orberungen ber Slrbeiter nicht nachzugeben,
©ine ©tngabe an bie fantonale Suftizbireftion wirb polizeilichen
Schuß für bie arbeitenben ©eßülfen Bedangen. ®er ©tabt=
rat ift um beffereHanbßabung ber©treifpara
g r a p b e n ber SolizeiBerorbnung zu erfu^en.

Hafnermeifterperein 3imdj. Snfolge auSgebrocßenem
©tretf ber Dfenfeßer gelangt bie Sßeifterfchaft an bie Strcßi*
teften, Saumeifter unb an ihre weitere Sunbfdjaft mit ber

höflichen Sitte, mit ber SluSfüßrung ber Hafnerarbeit ftd) zu
gebulben unb bamit bie ©aeße ber Hafnermeifter z« unter*
ftüßen.

Sie ©lafermeifter iit 3'iri^ erließen eine einbringltcße
Sunbgebuug an fämtli^e gaeßgenoffen in ber ©eßweig, zu
möglicßfter llnterftüßung anfforbernb. „®a8 faun unb foß",
fcßließt ber Slufruf, „in erfter ßinie baburcß gefcheßen, baß
©laferarbeiter, welche gegenwärtig Bon 3üricß fommen, b. ß.

infolge beS ©treifS bort bie Strbeit niebergelegt haben, Bon
feinem ÜJteifter in ber ganzen ©eßweiz eingefteßt werben.
®aburcß ßanbeln bie fDteifter aneß in ißrem eigenen Sntereffe;
benu würben bie unnerfeßämten jjorberungen in 3üricß bureß*
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konsumierende Publikum vor Ueberforderung und Ueber-

griffen geschützt werde.

Das Gesetz ordnet die hiefür erforderliche Kompetenz,
sowie diejenige des Bundesrates.

22. Das Gesetz gibt den Berufsgenossenschaften die erfor-
derlichen Kompetenzen zur Erfüllung der ihnen ob-

liegenden Pflichten, wie:
u) Das Ansehen und die Leistungsfähigkeit ihres

Standes zu heben durch Regelung des Lehr-
lingswesens und Förderung des allgemeinen be-

beruflichen Bildungswesens, durch fortwährende
Ueberwachung der Marktfähigkeit der Produkte,
durch Erprobung neuer Erfindungen, Rohstoffe,
Arbeitsverfahren, Hilfsmittel ec.

b) Dafür zu sorgen, daß in der Art und Weise des

Geschäftsbetriebes und der Produktion, sowie in
der Höhe der Warenpreise und Arbeitslöhne rc.,
in ihrem jeweiligen Gebiete alle jene Ausschreitungen
und Mißstände bekämpft und beseitigt werden, die

nach dem Ermessen der Berufsgenossenschaft im
Interesse des Gesamtwohles und der gedeihlichen

Zukunft des Standes nicht zulässig sind,

o) Keine Maßnahmen zu unterlassen, damit die

Angehörigen ununterbrochene Beschäftigung oder

Lebensunterhalt haben und damit ein thunlichster
Ausgleich zwischen den vorhandenen Arbeitskräften
und der Nachfrage nach solchen erzielt werde. Zu
diesem Behuf haben die Berufsgenossenschaften
geeignete Maßnahmen zu treffen hinsichtlich Ar-
beitsVermittlung, der Zahl der alljährlich ein-
tretenden Lehrlinge, Anstellungs- und Entlassungs-
bedingungen, Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen, Er-
leichterungen be'reffend Verkaufsstellen (Gewerbe-
hallen) oder Aeuffnung allfälliger Lager u. s. w

Finanzielles.
23. Die Administrationskosten für die Behörden oberster

Instanz trägt der Bund, während die übrigen Unkosten

zu Lasten der betreffenden Berufsgenossenschaften fallen.
24. Wo in der gleichen Berufsart die Genossenschaften

der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gemeinsame
Aufgaben zu erledigen haben, sind die daherigen Kosten
auch gemeinsam zu tragen. Der gleiche Fall tritt
ein, wenn mehrere Berufsgenossenschaften sich zur
Erledigung gemeinsamer Aufgaben vereinigen.

25. Zur Bestreitung der Unkosten, welche den Genossen-
schaffen laut These 23 erwachsen, haben die Genossen-
schafter Beiträge an ihre Sektionen zu entrichten.
Für rückständige Beiträge der Arbeitnehmer sind deren
Sektionen berechtigt, den Arbeitgeber des jeweiligen
Schuldners in Anspruch zu nehmen, damit er das
Inkasso durch Lohnabzüge zu Handen der betroffenen
Sektion besorge.

Bußen und Strafen.
26. WiderHandlungen gegen die Genoffenschaftsgesetze, Re-

glemente und Verordnungen werden von der Genossen-
schaftsbehörde durch Mahnungen oder Bußen bestraft
oder können gleich den Widersetzlichkeiten gegen die

übrigen Gesetze taxiert und dem zuständigen Richter
zur Bestrafung zugewiesen werden. Bei mehrmaligen
Rückfällen kann die Berufsgenossenschaff den Entzug
des Rechtes, Lehrlinge halten zu dürfen, eventuell
auch Freiheitsstrafe beantragen.

27. Erwächst durch die Nichteinhaltung der Genossen-
schaftspflichten von Seite eines Arbeitgebers seinem
Arbeitnehmer finanzieller Schaden, so haftet die Sektion,
welcher der fragliche Arbeitgeber angehört, dem ge-
schädigten Arbeitnehmer als Bürge für den jeweiligen
Betrag. Ist im umgekehrten Falle der Geschädigte
ein Abeitgeber, so ist die Sektion des Arbeitnehmers
entschädigungspflichtig. Die in solcher Weise betroffene

Sektion hat das Rückgriffsrecht auf ihr betreffendes
Mitglied.

Ä. Resolution.
Die Delegiertenversammlung des schweizer. Gewerbevereins

den 19./20. Oktober in Basel,
in Erwägung,

daß die raschen Fortschritte der Wissenschaft, der Technik,
des Verkehrs u. s. w. einerseits, und die Gewerbefreiheit
andererseits nach und nach in den Gebieten der Industrie,
des Handels und des Gewerbes Zustände veranlaßt haben,
welche je länger, je dringlicher einer umfassenden, zeitgemäßen
Regelung rufen,

in Bestätigung der Delegiertenversammlungsbeschlüsse von
Zug (1888), Zürich (1889), Altorf (1890), Bern (1891)
und insbesondere von Schaffhausen (1892)

beschließt:
Es ist durch eine Eingabe an den Bundesrat ein

„Bundesgesetz über Berufsgenossenschaften" im Sinn und
Geist der heute angenommenen Thesen, als Abschnitt der
schweizer. Gewerbegesetzgebung, anzustreben.

Der Centralvorstand wird eingeladen, sich beförderlichst
mit weitern Jnteressenkreisen ins Einvernehmen zu setzen,

um die Frage zu prüfen, inwiefern ohne wesentliche Ab-
weichung von den leitenden Grundsätzen die heute ange-
nommenen Thesen erweitert oder abgeändert werden können,
damit sie auch den Bedürfnissen der betreffenden Kreise
entsprechen und damit gemeinsam mit denselben die Propo-
ganda für die Sache nötigenfalls mittelst eines Initiativ-
begehrens unternommen werden könne.

Verbandswesen.
Die Versammlung des Centralverbandes der Zürcher.

Meister- und Gewerbevereine vom Donnerstag Abend zur
Besprechung des G l a s er str e iks entnahm den Mitteilungen
des Vorstandes, daß Stadtrat Fritschi als Stellvertreter des

Stadtpräsidenten gemäß der Verordnung über die Verhütung
von Streiks im Glaserstreik das städtische Vermittlungsver-
fahren eingeleitet habe. Die Glasermeister teilen mit, daß
sie Donnerstag abermals die gänzliche Ablehnung der Ar-
beiterforderungen beschlossen haben. Dem Vermittlungsver-
such erklärten sie wenig Sympathie entgegen bringen zu
können. Nach längerer Diskussion beschloß die Versammlung,
der Glasermeisterverein Zürich habe Hrn. Stadtrat Fritschi
zu antworten, daß die zürcherischen Glasermeister uicht selb-
ständig einen Ausgleich abschließen können, sondern von der
Schlußnahme des Centralvorstandes des schweizer. Glaser-
meisterverbandes abhängig seien. Im weitern sprach die Ver-
sammlung den Glasermeistern ihre Sympathie aus und er-
munterte sie, den Forderungen der Arbeiter nicht nachzugeben.
Eine Eingabe an die kantonale Justizdireklion wird polizeilichen
Schutz für die arbeitenden Gehülfen verlangen. Der Stadt-
rat ist um bessereHandhabung derStreikpara-
graph en der Polizeiverordnung zu ersuchen.

Hafnermeisterverein Zürich. Infolge ausgebrochenem
Streik der Ofensetzer gelangt die Meisterschaft an die Archi-
tekten, Baumeister und an ihre weitere Kundschaft mit der

höflichen Bitte, mit der Ausführung der Hafnerarbeit sich zu
gedulden und damit die Sache der Hafnermeister zu unter-
stützen.

Die Glasermeister in Zürich erließen eine eindringliche
Kundgebung an sämtliche Fachgenossen in der Schweiz, zu
möglichster Unterstützung auffordernd. „Das kann und soll",
schließt der Aufruf, „in erster Linie dadurch geschehen, daß
Glaserarbeiter, welche gegenwärtig von Zürich kommen, d. h.
infolge des Streiks dort die Arbeit niedergelegt haben, von
keinem Meister in der ganzen Schweiz eingestellt werden.
Dadurch handeln die Meister auch in ihrem eigenen Interesse;
denn würden die unverschämten Forderungen in Zürich durch-
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